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1. Instanz

Aktenzeichen S 12 Ar 606/94
Datum 26.11.1997

2. Instanz

Aktenzeichen L 20 RJ 90/98
Datum 25.04.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
26.11.1997 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit. Der am 1941 geborene KlÃ¤ger hat eine Schlosserlehre
absolviert (PrÃ¼fung 1959) und bis September 1969 den Beruf eines
Landmaschinenschlossers ausgeÃ¼bt. Von 1963 bis 1976 war er, unterbrochen
durch Zeiten der Arbeitslosigkeit, als Maschinenbautechniker beschÃ¤ftigt. Von
November 1976 bis August 1988 war er als Betriebsschlosser bei den Z.-Werken in
Schwaig tÃ¤tig.

Am 29.09.1987 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung von berufsfÃ¶rdernden
Leistungen zur Rehabilitation. Die Beklagte bewilligte mit Bescheid vom 12.04.1988
Hilfen zur Erlangung eines angemessenen Arbeitsplatzes. Vom 11.06.1990 bis
08.03.1991 nahm der KlÃ¤ger an einer praxisorientierten
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ReintegrationsmaÃ�nahme im Beruflichen Fortbildungszentrum der bayerischen
ArbeitgeberverbÃ¤nde in NÃ¼rnberg teil. Vom 27.05. bis 13.09.1991 besuchte er
einen CAD-Lehrgang am Institut fÃ¼r Informatik in NÃ¼rnberg, den er mit Erfolg
abgeschlossen hat. Seitdem ist der KlÃ¤ger arbeitslos gemeldet und bezieht
Leistungen nach dem AFG. Mit Bescheid vom 01.04.1993 hat die Beklagte erneut
Hilfe zur Erlangung eines zustandsangemessenen Arbeitsplatzes zugesagt.

Einen Antrag des KlÃ¤gers vom 25.02.1988 auf GewÃ¤hrung von Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit hatte die Beklagte mit Bescheid vom 03.06.1988 und
Widerspruchsbescheid vom 17.10.1988 abgelehnt. Die anschlieÃ�end beim
Sozialgericht NÃ¼rnberg erhobene Klage (Az: S 14 Ar 737/88) hat der KlÃ¤ger nach
Begutachtung durch Dr.G. am 12.04.1989 zurÃ¼ckgenommen.

Am 10.12.1993 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung von Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit. Die Beklagte lieÃ� ihn durch den Internisten Dr.B.
untersuchen und lehnte den Rentenantrag mit Bescheid vom 18.03.1994 ab. Der
KlÃ¤ger sei nicht erwerbsunfÃ¤hig und auch nicht berufsunfÃ¤hig, da er noch
leichte Arbeiten in Vollschicht ausÃ¼ben kÃ¶nne und sich auf Berufe wie
Kontrolleur oder MaÃ�prÃ¼fer verweisen lasse mÃ¼sse. Mit dem dagegen
erhobenen Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, dass ihm rÃ¼ckschauend
bereits seit dem Tag der Erstrentenantragstellung ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente
zustehen mÃ¼sse. Die Beklagte wies den Widerspruch mit Bescheid vom
01.08.1994 zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger sei in der Lage, regelmÃ¤Ã�ig leichte Arbeiten
noch ganztags zu verrichten. Er sei auch nicht deshalb berufsunfÃ¤hig, weil er
seinen erlernten Beruf als Landmaschinenmechaniker nicht mehr ausÃ¼ben
kÃ¶nne, denn er mÃ¼sse sich auf Berufe wie MaÃ�prÃ¼fer oder Kontrolleur in der
Metallindustrie sowie auf den Umschulungsberuf des Technischen Zeichners
verweisen lassen.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 31.08.1994 Klage beim Sozialgericht NÃ¼rnberg
erhoben und beantragt, ihm Rente wegen Berufs- und ErwerbsunfÃ¤higkeit
rÃ¼ckwirkend ab Reha-Erstantrag vom 29.09.1987 an zu gewÃ¤hren. Er hat die
Ansicht vertreten, dass er wegen seiner gesundheitlichen Beschwerden weder
seinen bisherigen Beruf als Schlosser noch eine andere TÃ¤tigkeit vollschichtig
ausÃ¼ben kÃ¶nne. Da er den Antrag auf berufsfÃ¶rdernde MaÃ�nahmen bereits im
September 1987 gestellt habe und die durchgefÃ¼hrten MaÃ�nahmen nicht
erfolgreich gewesen seien, mÃ¼sse zumindest der Eintritt des Leistungsfalles der
BerufsunfÃ¤higkeit ab September 1987 angenommen werden. Dies ergebe sich
auch aus dem vertrauensÃ¤rztlichen Gutachten des Dr.W. vom 21.07.1987 und aus
dem fÃ¼r das Sozialgericht erstatteten Gutachten Dr.G. vom 12.04.1989. Das
Gericht hat die Leistungsakte des Arbeitsamtes beigezogen und von dem
Allgemeinarzt Dr.P. einen Befundbericht eingeholt. Nach Bestellung des
Nervenarztes Dr.M. zum gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen war der KlÃ¤ger nicht
bereit, sich einer (ambulanten) Untersuchung zu unterziehen. Dr.M. erstattete
deshalb auf Grund entsprechender Beweisanordnung sein Gutachten vom
24.06.1997 nach Aktenlage und stellte zusammenfassend folgende
GesundheitsstÃ¶rungen fest: 1. Chronisch-rezidivierendes Lumbalsyndrom bei
leichter Fehlhaltung und mittelgradig ausgeprÃ¤gten degenerativen
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VerÃ¤nderungen, 2. leichte HÃ¼ftdysplasie beidseits, beginnende degenerative
VerÃ¤nderungen der HÃ¼ft- und Kniegelenke, leichte Belastungsschmerzen im
rechten Fingermittelgelenk, 3. querulatorische PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung bzw
PersÃ¶nlichkeitsentwicklung, 4. geringe orthostatische KreislaufstÃ¶rungen, psycho-
vegetative AllgemeinstÃ¶rungen, 5. beginnende HÃ¶rminderung beidseits. Es
mÃ¼sse davon ausgegangen werden, dass der KlÃ¤ger auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt weiterhin in Vollschicht arbeiten kÃ¶nne. Etwa seit dem letzten
Rentenantrag vom Dezember 1993 sei eine querulatorische
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung zu den Ã¼brigen GesundheitsstÃ¶rungen hinzugetreten;
diese bedinge, dass eine Verweisung auf andere berufliche TÃ¤tigkeiten (als bis
dahin ausgeÃ¼bt) ausgeschlossen erscheine. Mit Schriftsatz vom 21.08.1997
erklÃ¤rte sich die Beklagte vergleichsweise bereit, BerufsunfÃ¤higkeit ab
10.12.1993 anzunehmen und die gesetzlichen Leistungen ab 01.01.1994 zu
gewÃ¤hren. Der KlÃ¤ger hat sich damit nicht einverstanden erklÃ¤rt. Mit Urteil vom
26.11.1997 hat das Sozialgericht den Bescheid der Beklagten vom 18.03.1994 in
der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 01.08.1994 aufgehoben und die
Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger ab 01.01.1994 Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit zu
gewÃ¤hren. Im Ã�brigen hat es die Klage abgewiesen. Hinsichtlich des Beginns der
anzunehmenden LeistungseinschrÃ¤nkung hat sich das SG den AusfÃ¼hrungen
Dr.M. angeschlossen (denen insoweit auch die Beklagte nicht widersprochen hat).
Der KlÃ¤ger sei demnach seit Dezember 1993 als berufsunfÃ¤hig anzusehen. Die
Frage, ob auch ErwerbsunfÃ¤higkeit gegeben sei, hÃ¤tte nicht mit Sicherheit
aufgeklÃ¤rt werden kÃ¶nnen, was nach dem Grundsatz der objektiven Beweislast
zu Lasten des KlÃ¤gers gehe. Ein frÃ¼herer Rentenbeginn â�� dem Verlangen des
KlÃ¤gers entsprechend im Jahre 1987 â�� kÃ¶nne nicht anerkannt werden. Der
KlÃ¤ger habe es ausdrÃ¼cklich abgelehnt, die vorher getroffenen Entscheidungen
der Beklagten im Wege des Â§ 44 SGB X Ã¼berprÃ¼fen zu lassen; er habe die
Auffassung vertreten, ein solcher Antrag sei nicht erforderlich. Ein
Verwaltungsverfahren gem Â§ 44 SGB X habe daher nicht stattgefunden.

Gegen dieses Urteil richtet sich die am 23.02.1998 beim Bayer.Landessozialgericht
eingegangene Berufung des KlÃ¤gers. Er begehrt, rÃ¼ckwirkend ab Reha-Antrag
vom 29.09.1987 (lt Akte der Beklagten: 24.10.1987) Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit. SÃ¤mtliche Reha-MaÃ�nahmen und BemÃ¼hungen seien
ohne Erfolg geblieben, eine zumutbare TÃ¤tigkeit habe ihm nicht vermittelt werden
kÃ¶nnen. Die Beklagte geht dagegen weiterhin davon aus, dass der KlÃ¤ger leichte
Arbeiten in Vollschicht leisten kÃ¶nne und dass ein Rentenanspruch nicht schon ab
dem Jahre 1987 bestehe. Das Urteil des SG wurde mit Bescheid vom 10.02.1998
ausgefÃ¼hrt. Der Senat hat den Nervenarzt Dr.W. zum Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen bestellt. Dessen Aufforderung, sich zur Untersuchung in seiner
Praxis einzufinden, ist der KlÃ¤ger nicht nachgekommen, sondern hat mitgeteilt,
dass er auch einen anderen Untersuchungstermin nicht wahrnehmen werde. Mit
Schreiben vom 17.04.2001 ist der KlÃ¤ger auf die Folgen fehlender Mitwirkung und
die mÃ¶glicherweise daraus entstehende Beweislosigkeit hingewiesen worden. Er
hat auch in der mÃ¼ndlichen Verhandlung keine Bereitschaft bekundet, sich durch
Dr.W. untersuchen zu lassen.

Der KlÃ¤ger beantragt das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 26.11.1997 sowie den
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Bescheid des Beklagten vom 18.03.1994 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 01.08.1994 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, ihm anstelle der ab 01.01.1994 zugesprochenen Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit ab 01.09.1987 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise
wegen BerufsunfÃ¤higkeit, zu gewÃ¤hren. Die Beklagte beantragt, die Berufung des
KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat haben die Verwaltungsakten der Beklagten und die Prozessakten des
Sozialgerichts NÃ¼rnberg sowie die Unfallakte mit dem Aktenzeichen L 17 U 203/96
des BayLSG vorgelegen. Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den
gesamten Akteninhalt Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers ist form- und fristgerecht eingelegt und auch im
Ã�brigen zulÃ¤ssig. Das Rechtsmittel des KlÃ¤gers erweist sich als nicht
begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat zutreffend entschieden, dass der KlÃ¤ger seit Dezember 1993
zwar berufsunfÃ¤hig iS des Â§ 43 Abs 2 SGB VI, nicht aber erwerbsunfÃ¤hig iS des 
Â§ 44 Abs 2 SGB VI ist. Die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
des Â§ 43 Abs 1 SGB VI fÃ¼r eine RentengewÃ¤hrung sind auf Grund des
anwartschaftserhaltenden Bezugs der BU-Rente fÃ¼r jeden nach dem 31.12.1993
liegenden Leistungsfall der EU erfÃ¼llt (was unter den Beteiligten nicht streitig ist).
Hinsichtlich der PrÃ¼fung der Voraussetzungen fÃ¼r das Vorliegen von
ErwerbsunfÃ¤higkeit kann lediglich auf das Gutachten des Dr.M. vom 24.06.1997
zurÃ¼ckgegriffen werden. Dieser hat einen Einsatz des KlÃ¤gers in seinem
ausgeÃ¼bten Beruf als Schlosser etwa seit der letzten Rentenantragstellung im
Dezember 1993 fÃ¼r ausgeschlossen gehalten. Wegen des Hinzutretens einer
querulatorischen PersÃ¶nlichkeitsentwicklung zu den anderen, im Einzelnen
beschriebenen GesundheitsstÃ¶rungen hat Dr.M. angenommen, dass sich der
KlÃ¤ger nicht mehr auf neue, fÃ¼r ihn vÃ¶llig ungewohnte TÃ¤tigkeiten umstellen
kann. Er hat den KlÃ¤ger jedoch fÃ¼r fÃ¤hig erachtet, einfache und leichte
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten in Vollschicht zu leisten. Dieser medizinischen
Beurteilung, die bei der durch das Verhalten des KlÃ¤gers erzwungenen
BeschrÃ¤nkung auf die aktenkundigen Ã¤rztlichen Unterlagen auch fÃ¼r den Senat
Ã¼berzeugend ist, haben sich sowohl die Beklagte als auch das SG angeschlossen.
Hiervon abweichende medizinische Erkenntnisse haben sich bisher nicht ergeben.
Dies bedeutet, dass dem KlÃ¤ger Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht zusteht,
da nicht nachzuweisen war, dass sein LeistungsvermÃ¶gen auch fÃ¼r TÃ¤tigkeiten
des allgemeinen Arbeitsmarktes auf unter vollschichtig abgesunken ist. Eine
rentenrechtlich bedeutsame quantitative Leistungsminderung auch fÃ¼r ungelernte
Arbeiten leichter kÃ¶rperlicher Art konnte bisher von keinem Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen bestÃ¤tigt werden. Auch wenn letztlich nicht auszuschlieÃ�en
ist, dass sich insbesondere die psychischen BeeitrÃ¤chtigungen des KlÃ¤gers seit
dem Jahre 1997 (Gutachten Dr.M.) verstÃ¤rkt haben, durfte das Gericht eine solche
MÃ¶glichkeit nicht ohne die medizinisch begrÃ¼ndete Aussage eines Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen unterstellen. Der KlÃ¤ger ist nicht nur vor dem Sozialgericht
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sondern auch im Berufungsverfahren schriftlich und mÃ¼ndlich eindringlich auf die
Rechtsfolgen seiner Weigerung, sich Ã¤rtzlich untersuchen zu lassen, hingewiesen
worden; er hat auch in der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung keine Bereitschaft
erkennen lassen, sich durch den vom Senat vorgesehenen Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen Dr.W. untersuchen und begutachten zu lassen. Das Vorliegen
einer Leistungsminderung, die im Ergebnis zur ErwerbsunfÃ¤higkeit fÃ¼hren
wÃ¼rde, konnte deshalb nicht bewiesen werden. Dies geht nach dem auch im
Sozialrecht geltenden Grundsatz der objektiven Beweislast zu Lasten des KlÃ¤gers.
Dieser hat demnach keinen Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit iS des 
Â§ 44 SGB VI.

Hinsichtlich des vom KlÃ¤ger gewÃ¼nschten und beantragten frÃ¼heren
Rentenbeginns (Rente wegen BU/EU bereits ab 01.09.1987) hat das Sozialgericht
zutreffend entschieden, dass eine Ã�nderung des Rentenbeginns nach bindend
gewordener Ablehnung durch die Beklagte nur im Wege der Ã�berprÃ¼fung nach 
Â§ 44 SGB X mÃ¶glich und erreichbar wÃ¤re; eine solche Ã�berprÃ¼fung hat bisher
aber nicht stattgefunden und ist vom KlÃ¤ger ausdrÃ¼cklich nicht gewÃ¼nscht
worden. Von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde kann
diesbezÃ¼glich abgesehen werden, da der Senat die Berufung insoweit aus den
GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung als unbegrÃ¼ndet ansieht.

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
26.11.1997 war deshalb insgesamt zurÃ¼ckzuweisen. AuÃ�ergerichtliche Kosten
sind nicht zu erstatten, Â§ 193 SGG. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gem
Â§ 160 Abs 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 16.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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